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enVera Trappmann

Polnische Zerreißproben
Rechtsstaatlichkeit, Demokratie und Protest*

»Europa leidet unter Fahrradfahrern und Vegetariern« – diese in einem 
Interview mit der Bild-Zeitung am 3. Januar 2016 geäußerte Einschätzung 
des polnischen Außenministers Witold Waszczykowski war eine der harmlo-
seren, gleichwohl spektakulären Nachrichten aus dem Nachbarland Polen, 
seit die Partei Recht und Gerechtigkeit (Prawo i Sprawiedliwość, PiS) im 
Oktober 2015 die Regierung übernommen hatte. Er eiferte damit dem Par-
teivorsitzenden Jarosław Kaczyński nach, der seine innenpolitischen Kriti-
ker_innen bereits im Dezember 2015 als »die schlimmste Sorte Polen« be-
schimpft hatte.1

Der Tonfall mag an die erste Regierungszeit (2005–2007) der 2001 von 
den Brüdern Lech und Jarosław Kaczyński gegründeten PiS erinnern, doch 
das Tempo, mit dem die PiS zentrale Strukturen der polnischen Demokra-
tie zu demontieren versucht, ist neu. Anders als im Falle Ungarns haben die 
europäischen Institutionen darauf sehr rasch reagiert. Der EU-Ratspräsi-
dent hat bereits im Januar 2016 ein Verfahren zur Prüfung der Rechtsstaat-
lichkeit in Polen eingeleitet. Die vom Europarat eingesetzte Venedig-Kom-
mission (ein beratendes Gremium aus über 60 Verfassungsrechtler_innen) 
sieht die Demokratie und Rechtsstaatlichkeit Polens in Gefahr und fordert 
das Land zur Rücknahme einiger Gesetze auf. Die polnische Regierung 
lehnt die Empfehlungen der Venedig-Kommission als Einmischung ab. Auch 
das Europaparlament hat im April 2016 die Politik der PiS verurteilt und 
die Regierung in einer Resolution aufgefordert, sowohl die Urteile des pol-
nischen Verfassungsgerichts anzuerkennen als auch die Empfehlungen der 
Venedig-Kommission umzusetzen.2 Über Sanktionen wird bereits breit dis-
kutiert.

Ist denn nun die Demokratie in Polen ernsthaft in Gefahr? War sie bereits 
konsolidiert? Welcher Widerstand ist von der Zivilgesellschaft zu erwarten? 

 * Für wertvolle Hinweise möchte ich Juliusz Gardawski, Adam Mrozowicki, David Ost, 
Alexandra Seehaus und dem Team der Friedrich-Ebert-Stiftung in Warschau danken.

 1 Roman Imielski, »Die beiden politischen Lager schließen ihre Reihen«, 
in: Zeit Online, 10. Dezember 2015, online unter: www.zeit.de/politik/ausland/
polen-jaroslaw-kaczynski-regierung-blog [27. 4. 2016].

 2 Europäisches Parlament, »Polen: Regierung soll demokratische Grundsätze und 
Rechtsstaatlichkeit achten«, 13. April 2016, online unter: www.europarl.europa.eu/
news/de/news-room/20160407IPR21778/Polen-Regierung-soll-demokratische- 
Grunds%C3%A4tze-und-Rechtsstaatlichkeit-achten [30. 4. 2016].
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en Diesen Fragen geht der vorliegende Beitrag nach. Ich werde erörtern, auf-
grund der Nähe zu den aktuellen Ereignissen vorerst nur tentativ, wo die 
Demokratie in Polen 2016 steht, ob wir es mit der Entwicklung eines autori-
tären Staates zu tun haben und ob sich gerade eine neue politische Opposi-
tionskraft herausbildet. Im Folgenden werde ich rückblickend zunächst die 
politische und wirtschaftliche Transformation Polens seit dem Zerfall der 
Sowjetunion sowie des Warschauer Pakts auswerten (1), dann die aktuellen 
Wahlergebnisse analysieren und die einzelnen ›Reformvorhaben‹ der PiS 
darstellen (2). Anschließend werde ich die Proteste der letzten Monate skiz-
zieren sowie hinsichtlich der Protestgeschichte Polens seit 1989 bewerten 
(3) und einen Ausblick wagen (4).

Demokratie in Polen 1989–2015
In der Demokratietheorie wird die Konsolidierung von Demokratien3 einer-
seits an den institutionellen Strukturen sowie andererseits an politisch-habi-
tuellen Prozessen gemessen.4 Die politische Partizipation gilt vor allem in 
der Konsolidierungsphase als unverzichtbar, um den Demokratisierungspro-
zess und die Legitimation der neuen politischen Strukturen zu stärken.5 Die 
konstitutionelle Konsolidierung der zentralen politischen Verfassungsinstitu-
tionen Polens gilt gegen Ende der 1990er-Jahre als abgeschlossen.6 Anlässlich 
seiner Aufnahme in die Europäische Union 2004 bescheinigte der Bertels-
mann Transformation Index (BTI) Polen zudem den Status einer rechts-
staatlichen Demokratie mit 9,2 auf einer Skala von 10 möglichen Punkten.7

Betrachtet man jedoch die politische Beteiligung genauer und misst man 
sie an Kriterien wie der Wahlbeteiligung, der Mitgliedschaft in Vereinen 

 3 In der Transformationsforschung ist der Begriff der demokratischen Konsolidierung umstritten, 
minimalistische Annahmen (Adam Przeworski, Democracy and the Market. Political and 
Economic Reforms in Eastern Europe and Latin America, Cambridge 1991) konkurrieren mit 
anspruchsvolleren Konzepten ( Juan Linz / Alfred Stepan, Problems of Democratic Transition 
and Consolidation. Southern Europe, South America and Post-Communist Europe, Baltimore, 
MD, 1996; vgl. Wolfgang Merkel, »Gegen alle Theorie? Die Konsolidierung der Demokratie 
in Ostmitteleuropa«, in: Politische Vierteljahresschrift 48 [2007], 3, S. 413–433). Uneinig 
waren und sind sich die Transformationsforscher_innen auch darüber, welche politischen und 
gesellschaftlichen Institutionen stabilisiert sein müssen, um von einer konsolidierten Demo-
kratie sprechen zu können.

 4 Wolfgang Merkel, »Theorien der Transformation post-autoritärer Gesellschaften«, in: 
Klaus von Beyme / Claus Offe (Hg.), Politische Theorien in der Ära der Transformation. 
Sonderheft der Politischen Vierteljahresschrift, Opladen 1996, S. 30–58.

 5 Grzegorz Ekiert / Jan Kubik, Rebellious Civil Society. Popular Protest and Democratic 
Consolidation in Poland, 1989–1993, Ann Arbor, MI, 2001.

 6 Jens Alber / Wolfgang Merkel (Hg.), Europas Osterweiterung. Das Ende der Vertiefung?, 
WZB-Jahrbuch 2005, Berlin 2006.

 7 Bertelsmann Stiftung (Hg.), Bertelsmann Transformation Index 2006. Auf dem Weg 
zur marktwirtschaftlichen Demokratie, Gütersloh 2005.
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enund an unkonventionellen Formen des politischen Handelns wie dem Pro-
testverhalten,8 dann muss der politischen Konsolidierung in den 1990er-Jah-
ren bis in die 2000er-Jahre hinein ein schlechtes Zeugnis ausgestellt wer-
den: Schließlich dominiert eine Politikmüdigkeit, die sich in niedriger 
Wahlbeteiligung, einem Mangel an zivilgesellschaftlicher Aktivität und der 
Abwesenheit von Protest äußert. In allen drei Bereichen lag und liegt Polen 
hinter der von 1993 bis 2004 aus fünfzehn Staaten bestehenden EU (EU15) 
zurück, wobei sich der Abstand im Laufe der 1990er-Jahre noch vergrö-
ßerte.9 Schauen wir uns diese Parameter im Einzelnen an, um daraufhin den 
Kontext der wirtschaftlichen Situation kurz zu beleuchten.

a. Wahlen

An den Parlamentswahlen hatten sich seit Gründung der Dritten Polni-
schen Republik 1991 immer nur zwischen 40 und 50 Prozent der Bevölke-
rung beteiligt.10 Zugleich existiert eine hohe Volatilität, denn diejenigen, die 
zur Wahl gingen, stimmten in aufeinanderfolgenden Wahlen häufig für sehr 
unterschiedliche Parteien, da Letztere bisher wenig Bindungskraft hatten 
entfalten können. Die bis heute frappierende Volatilität der Wahlergebnisse 
hängt aber auch mit dem instabilen Parteienspektrum zusammen. Bewährte 
Parteien gehen immer wieder neue Wahlbündnisse ein, und vor Wahlen 
werden vielfach neue Parteien gegründet. 

Darüber hinaus wird der polnische Kontext besonders durch den Um-
stand geprägt, dass die Bürger_innen nicht die Parteien wählen, die ihre so-
zioökonomischen Interessen am besten vertreten. Vielmehr bildet das Wahl-
verhalten politische Identitäten ab, die entweder als konservativ oder als 
progressiv beschrieben werden können, und zwar im Sinne von ›laizistisch/
liberal‹ versus ›katholisch/nationalkonservativ‹ und ›ehemals sozialis-
tisch‹ versus ›ehemalige Opposition‹. Der so entstandene Links-Rechts-
Gegensatz lässt sich eher als Resultat eines Kulturkampfs denn als Spiegel-
bild sozioökonomischer Interessen und Verteilungsfragen verstehen.11

 8 Christiane Lemke, »Protestverhalten in Transformationsgesellschaften«, 
in: Politische Vierteljahresschrift 38 (1997), 1, S. 50–78.

 9 Patrick Bernhagen / Michael Marsh, »Voting and Protesting. Explaining Citizen 
Participation in Old and New European Democracies«, in: Democratisation 14 (2007), 1, 
S. 44–72.

 10 Vgl. Panstwowa Komisja Wyborcza (Staatliche Wahlkommission), online unter: 
www.pkw.gov.pl [30. 4. 2016].

 11 Vgl. dazu auch Martin Krzywdzinski, »Die Entwicklung der Klassengesellschaft in Polen. 
Was bedeuten Klassen in der Transformation?«, in: Kölner Zeitschrift für Soziologie und 
Sozialpsychologie 57 (2005), 1, S. 62–85.
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en b. Zivilgesellschaft

Die Zivilgesellschaft im Polen der 1990er-Jahre war nur schwach institutio-
nalisiert, was sich sowohl in der Mitgliedschaft in Organisationen als auch 
in der Bereitschaft zum Ehrenamt ausdrückte. Im Schnitt gehörte jede_r 
Bürger_in 0,4 Vereinen an, während die EU15-Durchschnittsbürger_innen 
in 1,4 Vereinen aktiv waren. Zudem waren 40 Prozent der polnischen Ver-
eine unpolitischen Bereichen wie Sport, Erholung und Urlaub gewidmet, 
weshalb die Zahl wenig über das zivilgesellschaftliche Engagement der Bür-
ger_innen aussagt. Auch in Sachen Ehrenamt fiel das Interesse in Polen 
deutlich geringer als im EU-Durchschnitt aus: Jede_r polnische Bürger_in 
engagierte sich in nur 0,2 Organisationen ehrenamtlich, im Vergleich zu 0,59 
Organisationen pro EU15-Bürger_in. Kritiker_innen beklagten entspre-
chend den Rückzug der Pol_innen aus dem öffentlichen Leben, sprachen 
von Apathie und Entfremdung und erkannten in ihnen gar die Züge des pas-
siven Homo sovieticus wieder.12

Allerdings haben vor allem Anthropolog_innen darauf hingewiesen,13 
dass das enge und von westeuropäischen Gegebenheiten geprägte Konzept 
von Zivilgesellschaft auf Polen schwerlich anwendbar sei. Aufgrund des 
staatssozialistischen und totalitären Erbes14 hätten sich in den sogenannten 
Ostblockstaaten eher informelle, spontane und lokale Zusammenschlüsse 
von Individuen verbreitet, die gemeinsam anlassbezogene Ziele verfolgt hät-
ten, ohne sich zu institutionalisieren und damit angreif bar zu machen.15

Während der Verhandlungen über den Beitritt Polens zur Europäischen 
Union kam der Förderung der Zivilgesellschaft besondere Bedeutung zu. 
Die Europäische Kommission sah in ihr nämlich nicht nur eine unabding-
bare Voraussetzung für die Demokratisierung der politischen Systeme, son-
dern machte auch den reibungslosen Ablauf des Erweiterungsprozesses von 
ihr abhängig. Also suchte die EU nach effektiven Mitteln, um die Implemen-
tierung des Besitzstandes der Gemeinschaft voranzutreiben und die Legiti-
mität dieses Prozesses zu erhöhen.16 Allerdings hat die Asymmetrie der Bei-

 12 Piotr Glinski, »The Self-Governing Republik in the Third Republic«, 
in: Polish Sociological Review 153 (2006), 1, S. 55–74.

 13 Lester M. Salamon / Wojciech S. Sokolowski / Regina List, Global Civil Society. 
An Overview, Baltimore, MD, 2003; Michał Buchowski, »The Shifting Meaning of Civil 
and Civic Society in Poland«, in: Chris Hann / Elisabeth Dunn (Hg.), Civil Society. 
Challenging Western Models, London 1996, S. 79–98.

 14 Valerie Bunce, Subversive Institutions. The Design and the Destruction of Socialism 
and the State, Cambridge 1999; Marc Morjé Howard, The Weakness of Civil Society in 
Post-Communist Europe, Cambridge 2003.

 15 Jacek Kurczewski / Joanna Kurczewska, »A Self-Governing Society Twenty Years after. 
Democracy and the Third Sector in Poland«, in: Social Research 68 (2001), 4, S. 937–976.

 16 NGOs wurden vor allem im Bereich der Umweltpolitik und Menschenrechte als Partner 
konsultiert. Vgl. Axel Olearius, »Zwischen Empowerment und Instrumentalisie-
rung. Nichtstaatliche Akteure der Umweltpolitik während des Beitrittsprozesses«, 
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entrittsverhandlungen, in deren Verlauf die Zivilgesellschaft kaum konsultiert 
wurde, Letzterer eher geschadet. Schließlich wurden lediglich EU-Direk-
tiven und Richtlinien in die polnischen Verwaltungsstrukturen integriert, 
ohne dass es eine öffentliche Debatte gegeben hätte, während man sich für 
Nichtregierungsorganisationen hauptsächlich in ihrer Funktion als Wäch-
ter_innen der Demokratie interessierte. Insofern war der Beitrittsprozess, 
der beim Aufnahmekandidaten als zentrale Errungenschaft »Demokratie« 
voraussetzte,17 in hohem Maße selbst undemokratisch organisiert.18 Ein-
mal mehr wurde Politik angesichts dessen von den Bürger_innen als Eliten-
projekt wahrgenommen.19

Ein wichtiger Akteur der Zivilgesellschaft sind die Gewerkschaften. Der 
Zusammenbruch der autoritären sozialistischen Regime in Mittel- und Ost-
europa vor fünfundzwanzig Jahren war eng verknüpft mit der polnischen 
gewerkschaftlichen Oppositionsbewegung der Arbeiter_innen und Intel-
lektuellen, der »Solidarność«20 – sie gilt bis heute als Symbol der soge-
nannten samtenen Revolution von 1989. 

Charakteristisch für den Systemumbruch war die friedliche Aushand-
lung der neuen Ordnung (Stichwort »pacted transition«21) zwischen den 
alten sozialistischen und den neuen oppositionellen Eliten. Obschon der 
Umstand, dass die Solidarność nach den ersten (halb) freien Wahlen sogar 
die neue Regierung stellte, zunächst den Erfolg dieser Strategie zu bestätigen 
schien, ist im Rückblick gerade die Reibungslosigkeit des Systemwechsels 
problematisch. Denn die Transformation blieb ein Elitenprojekt, zumal die 
politische Führung mit ihrem marktliberalen Kurs weite Teile der sozialen 
Bewegung Solidarność enttäuschte. In der breiten Öffentlichkeit nahm man 
den Verlauf der Transformation als Anzeichen dafür, dass die Eliten keine 
Verantwortung mehr für die Gesellschaft übernehmen wollten. 

Die Möglichkeiten der Gewerkschaften, als gesellschaftliche Vetospieler 
zu agieren, wurden lange Zeit dadurch geschmälert, dass die Solidarność sich 
nicht zwischen ihren Aufgaben als Gewerkschaft, als Oppositionsbewegung 

in: Amelie Kutter / Vera Trappmann (Hg.), Das Erbe des Beitritts. Europäsierung in 
Mittel- und Osteuropa, Baden-Baden 2006, S. 339–358.

 17 Attila Ágh, »Ten Years of Political and Social Reforms in Central Europe«, 
in: Central European Political Science Review 3 (2001), S. 24–43.

 18 Peter Mair, »Popular Democracy and EU Enlargement«, in: East European Politics 
and Societies 17 (2003), 1, S. 58–63.

 19 Vgl. zusammenfassend Amelie Kutter / Vera Trappmann, »Civil Society in Central and 
Eastern Europe. The Ambivalent Legacy of Accession«, in: Acta Politica 45 (2010), 1, 
S. 41–69; Tanja Börzel, »Why You Don’t Always Get What You Want. EU Enlargement 
and Civil Society in Central and Eastern Europe«, in: Acta Politica 45 (2010), S. 1–10.

 20 Die Niezależny Samorządny Związek Zawodowy »Solidarność« (Unabhängige 
Selbstverwaltete Gewerkschaft »Solidarität«) wurde 1980 im Zuge der sogenannten 
August-Streiks gegründet.

 21 Aleks Szeczerbiak, A Model for Democratic Transition and European Integration? 
Why Poland Matters, Sussex European Institute Working Paper Nr. 138, Brighton 2015.
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en und als politische Kraft entscheiden konnte.22 Vor allem in den 1990er-Jah-
ren haben die Gewerkschaften sich auf Kosten der Repräsentation von 
Lohnabhängigen vermehrt an der Regierungspolitik beteiligt. Viele der poli-
tischen Parteien (so die Wahlaktion Solidarność oder der Demokratische 
Linksbund) sind aus Gewerkschaftskontexten heraus entstanden; mindes-
tens jedes dritte Mitglied der politischen Elite in dieser Zeit stammte aus 
einer Gewerkschaft.23

Die Regierungsbeteiligung der Gewerkschaften kam durch zwei unter-
schiedliche politische Lager zustande, die postkommunistische Linke und 
die Post-Solidarność-Rechte. Eine Kooperation zwischen diesen beiden 
Flügeln schien jahrelang nahezu unmöglich,24 sodass der politische Macht-
zuwachs ihre Positionen keineswegs stärkte, sondern eine Unterordnung der 
gewerkschaftlichen Forderungen unter parteipolitische Koalitionszwänge 
und damit einen massiven Legitimitätsverlust der Gewerkschaften zur 
Folge hatte.25 

Seit den Parlamentswahlen 2001 haben zwar die meisten Gewerkschafts-
funktionäre ihre parteipolitischen Aktivitäten reduziert.26 Bis ihr Fokus 
auf Interessenpolitik jedoch von Erfolg gekrönt wurde, gingen weitere zehn 
Jahre ins Land. Seit 2011 bemühen sich die verschiedenen Gewerkschaften 
um eine übergreifende Koalition, suchen aber auch Kontakt zu neuen Ak-
teuren wie Nichtregierungsorganisationen. Sie setzen nun verstärkt auf 
die Mobilisierung ihrer Mitglieder, auf politische Lobbyarbeit und die Ein-
flussnahme über den öffentlichen Diskurs.27 In der vergangenen Legislatur-

 22 Guglielmo Meardi, »The Legacy of ›Solidarity‹: Class, Democracy, Culture and 
Subjectivity in the Polish Social Movement«, in: Social Movement Studies 4 (2005), 3, 
S. 261–280.

 23 Jacek Wasilewski, »The Integration of the Polish Post-Transition Elite«, in: The Soviet 
and Post-Soviet Review 26 (1999), 1–2, S. 139–180.

 24 Tomasz Inglot, »Between High Politics and Civil Society. Polish Trade Unions in the 
Process of Democratisation After 1989«, in: Perspectives on Political Science 27 (1998), 
S. 148–154; David Ost, »For-itself but not In-itself. Class and Democracy in Post-com-
munist Europe«, in: Guy Van Gyes / Hans De Witte / Patrick Pasture (Hg.), Can Class 
Still Unite? The Differentiated Work Force, Class Solidarity and Trade Unions, 
Aldershot 2001, S. 295–310.

 25 Ost, »For-itself but not In-itself«; Vera Trappmann, Die Gewerkschaften in Polen. 
Neue Bündnisse, mehr Schlagkraft?, Berlin 2014.

 26 Am deutlichsten ist die Nähe zu einer Partei heute noch bei der Solidarność. Hier halten 
noch einige Gewerkschafter_innen – wenn auch nicht mehr jene aus der ersten Reihe – ein 
Mandat für die PiS im Sejm, und teilweise wurden Gewerkschaftstreffen zur Unterstützung 
von Wahlkämpfen genutzt. Das geht nicht zuletzt zurück auf die enge Bindung zwischen 
dem früheren Solidarność-Vorsitzenden Janusz Śniadek und dem Vorsitzenden der PiS, 
Jarosław Kaczyński. Śniadek hat nach der verlorenen Wiederwahl zum Vorsitzenden sein 
Gewerkschaftsmandat niedergelegt und sitzt seit 2011 für die PiS im Parlament. Piotr Duda, der 
neue Vorsitzende, hat zwar bei seiner Wahl angekündigt, offen den Dialog mit allen Parteien 
zu suchen, die Solidarność bleibt der PiS gegenüber jedoch immer noch am nächsten.

 27 Unter der Regierung der Bürgerplattform haben sie mehrere ihrer Anliegen über 
Bürgergesetzesinitiativen direkt ins Parlament eingebracht.
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enperiode haben die Gewerkschaften mehrfach beim Arbeitsgerichtshof ge-
gen die Regierung geklagt.28 

c. Protest

An Protestaktivitäten wie Demonstrationen, Streiks, Petitionen, Boykotts 
oder Gebäudebesetzungen beteiligten sich die Pol_innen vergleichsweise 
selten – nur an 0,42 Aktionen nahm jede_r pro Jahr teil, im Gegensatz zu den 
1,07 Aktionen, die ein_e EU15-Bürger_in im Jahr unterstützte.29 Pol_innen, 
die sich an Protesten beteiligten, waren in der Regel höher gebildet, aber an-
ders als in der EU15 hatte das Alter keinen Einfluss auf die politische Parti-
zipation.30 Allerdings lässt die Abwesenheit von Protest keineswegs auf poli-
tische Apathie schließen, denn über lange Zeit wurden negative gesellschaft-
liche Entwicklungen wie Armut, Arbeitslosigkeit und soziale Ungleichheit 
als notwendige, aber vorübergehende Begleiterscheinungen des Transfor-
mationsprozesses betrachtet und somit geduldig ertragen. Weit verbreitet 
war dagegen der Glaube an die (langfristigen) Vorzüge von Wettbewerb, Un-
ternehmergeist und Eigeninitiative.31 Zudem wirkte sich die Art des Trans-
formationsprozesses auf die Protestaktivitäten aus, weshalb eine ausgehan-
delte Revolution wie die polnische mit Protesten negativ korrelierte.32

Seit 2011 haben die Protestaktivitäten deutlich zugenommen, zugleich ist 
die Unzufriedenheit mit dem Ergebnis der wirtschaftlichen Transformation 
gestiegen.33 Die Enttäuschung hinsichtlich des wirtschaftsliberalen Pro-
gramms sucht sich nun ein politisches Sprachrohr.

d. Wirtschaftliche Lage

Der Übergang vom Sozialismus zur Marktwirtschaft, den die polnische Re-
gierung mit einer Art Schocktherapie, nämlich früher Privatisierung und der 
Öffnung für ausländisches Kapital, bestritt,34 hatte vor allem für die Arbei-

 28 Vgl. Trappmann, Die Gewerkschaften in Polen.
 29 European Values Study Group / World Values Survey Association, European and 

World Values Surveys Four-wave Integrated Data File, 1981–2004. Inter-university 
Consortium for Political and Social Research (ICPSR), Wien 2016.

 30 Bernhagen / Marsh, »Voting and Protesting«.
 31 Lena Kolarska-Bobinska, »Pożądany ład społeczny i polityczny wgospodarce«, 

in: Władysław Wacław Adamski / Krzysztof Jasiewicz / Andrzej Rychard u. a. (Hg.), 
Raport z badania Polacy ’84 Dynamika konfliktu i konsensusu, Część II, Warschau 1986, 
S. 617; Vera Trappmann, Fallen Heroes in Global Capitalism. Workers and the 
Restructuring of the Polish Steel Industry, Houndsmill 2013.

 32 Vgl. Bernhagen / Marsh, »Voting and Protesting«.
 33 Public Opinion Research Center (CBOS), Polish Public Opinion. August 2010, Warschau 2010.
 34 Dorothee Bohle / Dóra Husz, »Whose Europe is It? Interest Group Action in Accession 

Negotiations. The Cases of Competition Policy and Labor Migration«, in: Politique 
Européenne 15 (2005), 1, S. 8–112; Martin Myant / Jan Drahokoupil, Transition Economies. 
Political Economy in Russia, Eastern Europe, and Central Asia, Hoboken / New York 2010; 
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en ter_innen dramatische Folgen: Weite Teile des Landes wurden deindustria-
lisiert und Millionen Arbeitsplätze abgebaut. Der Verlust an Beschäftigung 
wurde nicht durch neue Stellen kompensiert, stattdessen versuchte man die 
Beschäftigten stillzustellen und über Frühverrentungsprogramme die Zahl 
der Erwerbstätigen zu senken. Polen hat 2016 mit 51 Prozent die niedrigste 
Beschäftigungsquote innerhalb der EU. 

Aber auch die tatsächliche Erwerbslosigkeit stieg im Zuge der Restruk-
turierung stark an; über Jahre hatte Polen mit einem Anteil von über 20 Pro-
zent zu kämpfen. Erst mit dem Beitritt zur EU sank die Arbeitslosenquote, 
was im Wesentlichen daran lag, dass zwei Millionen vor allem junge Pol_in-
nen die Möglichkeit der Arbeitsmigration wahrnahmen. Die Restrukturie-
rung der polnischen Wirtschaft geschah also auf Kosten von Arbeitsplätzen 
wie Beschäftigten. 

Vor allem im Zuge des Beitrittsprozesses wurden darüber hinaus die ver-
bleibenden Beschäftigungsverhältnisse stark flexibilisiert, sodass die Pre-
karität in Polen heute stark ausgeprägt ist.35 Aktuell hat Polen mit 31 Pro-
zent den höchsten Anteil an befristeten Beschäftigungsverhältnissen in der 
EU, sogenannten Müllverträgen (umowy śmieciowe). Schätzungsweise die 
Hälfte der Menschen unter 24 Jahren arbeiten zudem auf Basis eines 
Werkvertrags anstelle eines festen Arbeitsverhältnisses, da immer mehr Un-
ternehmen so versuchen, das geltende Arbeitsrecht zu umgehen und Lohn-
kosten zu sparen. Neue Arbeitszeitregelungen ermöglichen zudem, Arbeit-
nehmer_innen auf Abruf an sieben Tagen in der Woche mit unterschiedlichem 
Stundenauf kommen einzusetzen. De facto bedeutet das Kurzarbeit bei Auf-
tragsflauten und Spitzenarbeitsbelastungen in Hochzeiten, impliziert aber 
auch, dass Pausen weder als Arbeitszeit gerechnet noch Überstunden be-
zahlt werden müssen, bis das Zeitpolster aus der auftragslosen Zeit aufge-
braucht ist. Aufgrund der Flexibilisierung sinken somit die Reallöhne, da 
nur noch die produktiven Arbeitszeiten bezahlt werden.

Die Lebenslage vieler Pol_innen hat sich durch die Transformation ver-
schlechtert. Im Zuge der Wirtschaftskrise 2009 hat sich dieser Missstand 
weiter zugespitzt: 2013 lag die Arbeitslosigkeit bei 13,4 Prozent, während 
gestiegene Lebensmittelpreise, eine ungewohnt hohe Inflationsrate von 

Stuart Shields, »Global Restructuring and the Polish State: Transition, Transformation, or 
Transnationalisation?«, in: Review of International Political Economy 11 (2004), 1, S. 132–542.

 35 Vera Trappmann, »Flexibilisierung und Prekarisierung: Arbeitsmarkt(-politik) in 
Polen unter dem Einfluss von Transformation und Europäischer Integration«, 
in: Karin Scherschel / Peter Streckeisen / Manfred Krenn (Hg.), Neue Prekarität. Die 
Folgen aktivierender Arbeitsmarktpolitik – europäische Länder im Vergleich, Frankfurt 
am Main 2012, S. 139–175; Adam Mrozowicki / Mateusz Karolak / Agata Krasowska, 
»Between Commitment and Indifference. Trade Unions, Young Workers and the 
Expansion of Precarious Employment in Poland«, in: Violaine Delteil / Vassil Nikolaev 
Kirov (Hg.), Labour and Social Transformation in Central and Eastern Europe. 
Europeanization and Beyond, London 2016.
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en5,5 Prozent bereits im Jahr 2011 und ein Haushaltsdefizit von 8 Prozent des 
BIPs im Jahr 2012 die Situation noch verschärften. Die Einführung der 
Marktwirtschaft hatte also einen hohen Preis, der zudem von den politi-
schen Eliten lange geleugnet wurde. Da die PiS nun zum einen die durch 
diese Entwicklungen anwachsende soziale Ungleichheit kritisiert und kon-
krete, materielle Kompensationen anbietet, zum anderen den postkommu-
nistischen Eliten die desolate Lage anlastet, gelingt es ihr, das moralische 
Unrechtsempfinden vieler Pol_innen anzusprechen.  
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